
1 Dieser Text geht auf einen Vortrag zurück, der auf der von der Haniel-Stiftung geförderten
Tagung, “Vom Intellektuellen zum ‘Wissensproduzenten’? Reformansätze für die Hochschulen im
Zeitalter der Globalisierung”, am 23. Mai 2003 in Wittenberg gehalten wurde.
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Handlungsoptionen deutscher Universitäten
Im Kräftefeld von staatlicher Steuerung, Marktorientierung und akademischer Autonomie1

In diesem Text sollen einige Gesichtspunkte angesprochen werden, die sich für Kenner der
gegenwärtigen hochschulpolitischen Diskussion in Deutschland und im internationalen Raum
wie Selbstverständlichkeiten anhören dürften. Im folgenden möchte ich versuchen, diesen
„Selbstverständlichkeiten“ etwas von ihrem Selbstverständlichkeitscharakter zu nehmen,
indem ich sie in einen hochschulwissenschaftlichen und international vergleichenden Kontext
stelle. Das bisher Selbstverständliche wird dadurch in seiner Bedingtheit erkennbar und kann
auch unter dem Gesichtspunkt seiner Veränderbarkeit und Beeinflußbarkeit  diskutiert werden.

Die Themenformulierung  - „Handlungsoptionen deutscher Universitäten“ -  ist so gewählt,
dass zunächst einige Präzisierungen erforderlich werden, und zwar (1.) darüber, was ich unter
„Handlungsoptionen“ verstehe, (2.) warum ich die Aufmerksamkeit primär auf die
„Universitäten“ (im Unterschied vor allem zu Fachhochschulen) lenke, und (3.) warum mich in
erster Linie auf „deutsche“ Universitäten (im Kontrast zu Hochschulen in anderen Ländern)
beziehe.

Diese drei Punkte will ich nun zunächst kurz erläutern. Anschließend werde ich versuchen,
eine Ortsbestimmung der deutschen Universitäten innerhalb des im Untertitel genannten
Kräftedreiecks von Staat,Markt und Universität vorzunehmen. Daraus ergeben sich dann, für
den abschließenden offenen Diskussionsteil dieses Vortrages, einige Überlegungen über
mögliche Optionen hochschulpolitischen Handelns in der nächsten Zukunft.

I.

(1.) Wenn ich von „Handlungsoptionen“ der Universitäten spreche, impliziere ich damit bereits
ganz selbstverständlich, dass von ihnen auch tatsächlich „gehandelt“ wird  - „gehandelt“ in
dem Sinne, dass nicht alles einfach seinen gewohnten Weg gehen kann. Das ist, gerade für
Universitäten, durchaus nicht von vorne herein selbstverständlich. Selbstverständlich war es
vielmehr bisher, dass in, nicht von Universitäten gehandelt wird. In ihnen wird geforscht,
gelehrt, studiert, geprüft. Das geschieht in den Fakultäten und Instituten, die Akteure sind
einzelne Hochschullehrer und ihre Studierenden. Aber dass von einer Universität als Ganzer,
als „kollektivem Akteur“, gehandelt und womöglich eine Strukturreform in Angriff genommen



2

wird, das war, zumal in Deutschland, nicht  vorgesehen. Hochschulreformen und strategische
Strukturentscheidungen gingen herkömmlicherweise von staatlicher Seite, von den
zuständigen Ministerien und Parlamenten aus, nicht von den Universitäten selbst.

Und doch wird genau das heute - unter dem Stichwort der „Hochschulautonomie“ - von den
Universitäten erwartet: Bekanntlich findet seit einiger Zeit in Deutschland eine intensive
öffentliche Hochschuldiskussion statt. Verfolgt man diese Diskussion, so scheint vor allem
darüber große Einhelligkeit zu bestehen, dass es für die deutschen Hochschulen einen
dringenden “Reformbedarf“ gebe. Fast ebenso breit ist aber auch der öffentliche Konsens
darüber, dass die Hochschulen nicht selbst in der Lage seien, die erforderlichen Reformen aus
eigener Kraft  - also: als entscheidungsfähige kollektive Akteure - auf den Weg zu bringen.
Und schließlich herrscht auch weitgehende Einigkeit darüber, dass eine Reform der
Hochschulen so sehr im öffentlichen Interesse liege, dass sie notfalls auch gegen deren
Widerstand durchgeführt werden müsse.

Anders gesagt, man ist sich - zumindest außerhalb der Hochschulen - weitgehend einig
darüber, dass die Hochschulen einer tiefgreifenden Reform unterzogen werden müssen und
dass es dazu eines Anstoßes von außen bedarf. Was aber zu reformieren sei und wie man
dabei vorzugehen habe, darüber gehen die Auffassungen sehr weit auseinander. Manchmal
ist sogar Bewegung selbst schon das Ziel. Zwar ist  nicht zu verkennen, dass Ansätze aus
dem Umkreis des „New Public Management“ in der heutigen Hochschulreformdiskussion eine
gewisse Meinungsführerschaft erlangt haben und dass gelegentlich sogar ein radikaler
„Systemwechsel“ in der Hochschulpolitik propagiert wird. Hier erinnere ich nur an Detlef Müller-
Bölings fulminante Schrift „Die entfesselte Hochschule“ (Gütersloh 2000).

Überblickt  man aber die derzeitige hochschulpolitische Diskussion in ihrer ganzen Breite, so
ist der vorherrschende Eindruck doch der einer unübersichtlichen Vielfalt von Krisendiagnosen,
von punktuellen Reformvorstößen und divergierenden Zielsetzungen. Außerdem fällt auf, dass
Personen und Organisationen mit höchst unterschiedlicher Sachkompetenz und
Interessenlage in die Debatte eingreifen - und Gehör finden. Und schließlich fällt auch eine
gewisse Hektik und Ungeduld bei manchen Diskussionsteilnehmern und hochpolitischen
Aktionen auf. Vieles soll gleichzeit verändert werden, und möglichst sofort: Bei den immer
wieder genannten dringlichen Reformaufgaben geht es - wenn man einmal die Reizworte
herausgreift - durch das ganze Alphabet hindurch, angefangen bei der Akkreditierung, über
den Bachelor, das Benchmarking oder die Budgetierung, zu den Credit-Point-Systemen, zu
Dienstrechtsreform, Evaluierung, Flexibilisierung, Globalhaushalt, Hochschulmarketing und
Juniorprofessur bis hin zu Modularisierung, Profilbildung, Qualitätsmanagement,
Wettbewerbsorientierung und Zielvereinbarung.

Wenn man diese ganze, etwas holperige Kakophonie von Neologismen so auf sich wirken
läßt, könnte man als altgedienter und aus Erfahrung skeptisch gewordener Hochschullehrer
versucht sein, mit den Achseln zu zucken und die diversen Aufrufe zur Hochschulreform als
bloßen Aktionismus oder als schlichte Lippenbekenntnisse abzutun - den schwer zu
bewegenden Tanker “Universität” immer fest im Auge.
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Nach meiner Erfahrung ist dieses bequeme und etwas selbstzufriedene Sich-Zurücklehnen
und Abwarten gar nicht so selten, gerade unter Universitätsprofessoren; aber es ist
unangemessen. Denn es gibt eine Reihe von grundlegenden Tatsachen, die die deutschen
Universitäten zum Handeln zwingen, ob es ihnen angenehm ist oder nicht. Nur die folgenden
drei, meines Erachtens völlig unstrittigen Gegebenheiten möchte ich kurz ansprechen und
kommentieren:

(1.) Die Vervielfachung der Studierendenzahlen in den letzten Jahrzehnten, 
(2.) die andauernde Unterfinanzierung der Hochschulen,
(3.) die beginnende Internationalisierung des Hochschulsystems

Das gemeinsame Kennzeichen dieser drei Ausgangstatsachen ist es, dass sie einen
spürbaren und dauerhaften Handlungsdruck auf die deutsche Hochschullandschaft ausüben:
So ist der Umstand, dass das auf die Ausbildung von etwa 5% eines Alterjahrganges
ausgelegte traditionelle deutsche Hochschulsystem mittlerweile vor der Aufgabe steht, einen
Jahrgangsanteil von über 30% (und künftig evtl. mehr) Studierenden angemessen zu
betreuen, unbezweifelbar einen solche, Handlungsdruck erzeugende Stukturtatsache.

Ebenso unstrittig ist auch die zweite Tatsache, die langandauernde Unterfinanzierung der
deutschen Hochschulen - sei es wegen allgemeiner Haushaltsprobleme von Bund und
Ländern, sei es aufgrund der gestiegenen Studierendenzahlen und der damit verbundenen
Folgekosten. Schätzungen schwanken zwischen einem zusätzlichen Finanzbedarf von 3 - 5
Milliarden Euro  jährlich. Das für die Hochschulen entscheidende Novum ist hier, dass sie nicht
mehr länger mit einer verlässlichen Ausfinanzierung ihrer Stellenpläne und ihrer sächlichen
Erfordernisse rechnen können.

Dass als dritte Strukturtatsache neben diesen beiden auch die Internationalisierung der
Hochschulen genannt wird, mag überraschen. Die Internationalität von Forschung und Lehre
ist bekanntlich schon seit Luthers und Melanchthons Zeiten ein Merkmal der Hochschulen
gewesen. Hier an der Wittenberger Universität hat zum Beispiel auch Giordano Bruno gelehrt.
Neu ist aber, dass Hochschulen heute zunehmend in einen direkten internationalen
Wettbewerb um Studierende, um Forscher und um Mittel geraten. Neu ist auch, dass es
mittlerweile einen politischen Internationalisierungsdruck für die Hochschulen gibt, der sich
etwa in den Deklarationen der Wissenschaftsminister von Paris, Bologna und Prag und in der
neueren Hochschulgesetzgebung von Bund und Ländern niederschlägt. Und neu ist
schließlich, dass mit dem neuen Globalisierungsschub der kapitalistischen Marktwirtschaft, der
nach dem Ende des Kalten Krieges eingesetzt hat, das Handeln der Einzelstaaten immer mehr
in den Sog einer ökonomischen Wettbewerbs- und Kosten-Nutzen-Logik hinein gerät und
diese an die Hochschulen weitergibt. 

Selbstverständlich gibt es neben den drei angesprochenen noch weitere wichtige
Rahmenbedingungen für die deutschen Hochschulen, auf die sie reagieren müssen; davon
später mehr. Aber schon der Hinweis auf nur diese drei genügt, um deutlich zu machen, dass
agiert werden muß.  
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Wenn ich sage, die Hochschulen müssen „agieren“ (bzw. „reagieren“), so meine ich damit,
dass in einer sich rasch verändernden Umwelt auch das scheinbare „Nicht-Handeln“ oder das
Beharren auf gewohnten Routinen einem Handeln gleichkommt. Kurzum, was immer sie auch
tun oder unterlassen, die deutschen Hochschulen sind Akteure in einer sich wandelnden Welt,
ob sie nun wollen oder nicht. Als Konkurrenten auf internationalem Parkett fällt ihnen die
Akteurseigenschaft zu - unabhängig davon wie es um ihre Handlungs- und
Entscheidungsfähigkeit steht, 

(2.) Nun spreche ich aber heute bewusst nicht nur von den „Hochschulen“ im allgemeinen,
sondern blicke vor allem auf die Universitäten. Das tue ich nun nicht, um etwa den anderen
wichtigen Hochschultypus in Deutschland, die Fachhochschulen, auszugrenzen oder
abzuwerten. Ich sehe es vielmehr so, dass die Universitäten - und hier wiederum die relativ
kleine Zahl der klassischen Volluniversitäten - in Deutschland für alle wissenschaftlichen
Hochschulen immer noch eine Leitbildfunktion ausüben. Das ist der Fall, obwohl die klassische
Universität schon lange nicht mehr die Regelhochschule ist. Denn in der Tat machen die
klassischen Vielfakutäten-Universitäten wie Heidelberg, Freiburg und Göttingen oder auch
Halle, Jena und Leipzig innerhalb der gesamten deutschen Hochschullandschaft heute nur
noch etwa 10 - 12% der Hochschulen aus.  Obwohl sie also mittlerweile klar in der Minderzahl
sind, verkörpern diese klassischen Universitäten  immer noch am ehesten, und zwar unter
einem Dach, die beiden traditionellen Leitideen, an denen sich das gesamte deutsche
Hochschulsystem nach wie vor orientiert: die Verbindung von Forschung und Lehre und die
breite Interdisziplinarität. Weil diesen Leitideen, so meine ich, auch heute noch hohe
Verbindlichkeit zukommt, geht es bei der deutschen Hochschulreform eben doch vor allem um
Universitätsreform.

Außerdem ist ja nicht zu übersehen, dass dem alteuropäischen Wort “Universität” (universitas,
university, université) trotz aller Kritik und Skepsis noch immer eine solche Aura der
Respektabilität anhaftet, dass beispielsweise die britischen Polytechnics dazu bereit waren,
sich in “New Universities” umzuwandeln. Auch der Umstand, dass die deutschen Fachschulen
in der offiziellen englischen Übersetzung mittlerweile die Bezeichnung “University of Applied
Sciences” tragen, ist wohl in diesem Zusammenhang zu sehen.

(3) Wenn ich mir nun des weiteren besonders die deutschen Universitäten vornehme, so mit
einem dezidiert internationalen und vergleichenden Blick. Denn nur wer die spezifische
Situation der deutschen Hochschulen im internationalen Kontext sieht, kann sinnvoll - und
unprovinziell - über ihre nächste Zukunft nachdenken.

II.

Der Untertitel dieses Textes, “Staatliche Steuerung, Marktorientierung und akademische
Autonomie”, deutet bereits an, in welchem theoretischen Kontext ich die Diskussion führen
möchte: Der Bezugsrahmen, mit dessen Hilfe ich die Lage der deutschen Hochschulen im
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internationalen Kontext verorten will, lehnt sich an Burton Clarks klassische Studie zur
international vergleichenden Hochschulforschung, „The Higher Education System“ (Berkeley
1983), an.

(Tabelle I)

Tafel I gibt Clarks mittlerweise klassisch gewordenes „triangle of coordination“ wieder, mit
dessen Hilfe verschiedene nationale Hochschulsysteme gemäß ihrer jeweiligen Lage in einem
Kräftefeld von Staat, Markt und akademischer Oligarchie eingeordnet und miteinander
verglichen werden können. Demnach gehören die US-amerikanischen Hochschulen eher dem
marktgesteuerten, die damaligen sowjetischen Hochschulen dem etatistischen Typus an, die
italienischen sind stark oligarchisch geprägt.

Unverkennbar ist aus heutiger Sicht die starke historische Gebundenheit des Clark'schen
Dreiecks. Zum einen ist es von dem inzwischen überwundenen Systemgegensatz von
Planwirtschaft und Marktwirtschaft aus der Zeit des kalten Krieges geprägt, zum anderen von
den Nachwehen der antiautoritären Studentenrevolten der 60er und 70er Jahre, für die die
Professoren-Oligarchie und der „Muff unter den Talaren“ eine besondere Zielscheibe war.
Diese Historizität soll mit Hilfe der Tafeln II und III aufgenommen und relativiert werden.

(Tafeln II und III)

Als erste Korrektur gegenüber dem Clark'schen Modell tritt in Tafel II an die Stelle des Begriffs
der „akademischen Oligarchie“ das abstraktere, weniger zeitgebundene Konzept der
„akademischen Autonomie“. Es lenkt das Augenmerk auf die Frage, in welchem Maße in bzw.
von den Hochschulen selbst über die Hochschulentwicklung entschieden werden kann. Die
Frage, ob dies im Rahmen einer „oligarchischen“ Kollegialverfassung geschieht oder
beispielsweise innerhalb einer „Gruppenuniversität“ oder auf der Grundlage eines starken
Präsidialmodelles, bleibt demgegenüber in dem hier zur Diskussion stehenden
Zusammenhang sekundär. Es geht, mit anderen Worten, bei der vergleichenden Betrachtung
nationaler Hochschulsysteme zunächst einmal um die Frage nach dem jeweiligen
Mischungsverhältnis von drei unterschiedlichen Steuerungsprinzipien (oder -logiken):
etatistisch-bürokratische Steuerung, Marktsteuerung und akademische Selbststeuerung. Tafel
II - die idealtypisch den Stand um 1980 abbilden soll - weist nochmals auf die damals prägende
bipolare weltpolitische Referenzsystem USA vs. UdSSR hin, das auch im Hochschulbereich
seine Entsprechung hatte. Als weitere Ergänzung wurden die beiden deutschen
Hochschulsysteme der 80er Jahre - DDR und BRD - dem Clark'schen Kräftedreieck
zugeordnet. Aufgrund des in Westdeutschland geltenden Grundrechts der Freiheit von
Forschung und Lehre und der ausgeprägten akademischen Selbstverwaltung steht das - im
übrigen ja staatliche - Hochschulsystem der BRD dem Fixpunkt der „akademischen Autonomie“
deutlich näher als das der DDR.
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Daran anknüpfend benennt dann Tafel III in holzschnittartiger Vereinfachung die wichtigen
Veränderungen des vergangenen Jahrzehnts: Einzig die Lage der US-Hochschulen im
Kräftedreieck ist unverändert geblieben. In Russland - wie auch sonst in den meisten
ehemaligen Ostblockstaaten - zeichnet sich eine starke Aufspaltung zwischen neuen,
privatwirtschaftlich agierenden Hochschulen einerseits und (meist stark unterfinanzierten)
staatlichen Einrichtungen andererseits ab. In der alten westlichen Welt ist zum einen die
Entwicklung in Großbritannien von besonderem Interesse: Mit einer Mischung von staatlicher
Finanzierung und Steuerung und starken akademischen Autonomieelementen sowie mit der
Zweigliederung in Polytechnics und Universities war das britische Hochschulsystem vor 20
Jahren dem westdeutschen Modell  noch relativ nahe. Im Zuge der Thatcher'schen Reformen
ist die Zweigliedrigkeit des britischen Hochschulsystems dann aber zugunsten eines
Konkurrenzmodells aufgegeben worden. Die britischen (alten und neuen) Universitäten haben
sich deutlich in Richtung Marktsteuerung verschoben. Im Hinblick auf die Entwicklung in
Deutschland zu vermerken, das an die Stelle des stark etatistischen Hochschulsystems der
DDR das nach Osten „transplantierte“ bundesdeutsche System getreten ist. Dieses selbst hat
sich im Prozeß der deutschen Vereinigung nicht nennenswert verändert und ist weiterhin durch
ein Mischungsverhältnis von staatlicher Steuerung und akademischer Autonomie
gekennzeichnet.

Die Pfeilrichtungen in Tafel III sollen die wichtigsten Veränderungen und Nicht-Veränderungen
der letzten Jahre veranschaulichen. Die relative Konstanz des USA-Modells ist zugleich ein
Hinweis darauf, dass die internationale  Hochschulwelt heute nur noch ein hegemoniales
Referenzsystem zu kennen scheint, an das man sich entweder annähern oder von dem man
sich distanzieren kann - das sehr stark markt- und wettbewerbsorientierte US-amerikanische
Hochschulsystem.

Markt- und wettbewerbsorientierte Systeme überlassen die Aufgabe der Qualitäts- und
Leistungsdifferenzierung von Hochschuleinrichtungen dem Spiel von Angebot und Nachfrage
und sie bedienen sich dabei offener Wettbewerbs- und Rankingsysteme. Während etatistische
Systeme - wie das frühere Großbritannien mit seinen Universities und Polytechnics oder das
heutige Deutschland mit seiner Unterscheidung zwischen Universitäten und Fachhochschulen -
dazu neigen, das Problem wachsender Studierendenzahlen („mass higher education“) durch
die vertikale Differenzierung zwischen einem eher ausbildungsorientierten und einem eher
forschungsorientierten Hochschultypus anzugehen, werden solche „ständischen“ Lösungen
von markt- und wettbewerbsorientierten Systemen als leistungshemmend zurückgewiesen. Am
britischen Beispiel, wo die Hochschulen sich deutlich in Richtung auf ein gemischtes Public-
Private-System hin bewegt haben, ist dies bereits zu erkennen. Dort stehen alle Hochschulen -
also: die alten Universitäten und die zu „New Universities“ gewordenen ehemaligen
Polytechnics - in unmittelbarer Konkurrenz zueinander. 

Die gegenwärtige hochschulpolitische Reformdiskussion in Deutschland drängt in die gleiche
Richtung: An die Stelle der bisher praktizierten Gleichheitsfiktion, derzufolge alle
Studienabschlüsse an gleichartigen Hochschultypen als gleichwertig zu gelten haben, wird nun
- unter den Stichworten „Elite-„ und „Schwerpunktbildung“ - der offene Wettbewerb zwischen
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allen Hochschulen und die daraus entstehende Zunahme an Ungleichheit zwischen ihnen
propagiert.

Mit diesen Überlegungen bewege ich mich freilich immer noch im Rahmen des Clark'schen
Kräftedreiecks, das allerdings - wie oben schon angedeutet - nicht losgelöst von seinem
historischen Entstehungskontext in der Welt der 80er Jahre verstanden werden darf. Nach der
Clark'schen Denkweise sind es in der modernen säkularisierten Welt vor allem zwei miteinander
konkurrierende Logiken, die der Autonomie der Universitäten entgegenstehen - entweder der
Staat oder der  Markt, entweder Etatisierung oder Kommodifizierung. 

Selbstverständlich sind für Clark auch Mischformen von „public-private control“ im
Hochschulbereich möglich. Aber er dachte sein Modell des internationalen Hochschulsystems
der 80er Jahre in direkter Analogie zum damaligen bipolaren Weltmächtesystem. Die
analytische Unterscheidung zwischen staatlicher Planung einerseits, Marktsteuerung
andererseits hatte für ihn auch reale Bedeutung. Es handelte sich dabei aus seiner Sicht um
zwei unterschiedliche Logiken, die zwar miteinander verkoppelt, aber grundsätzlich nicht
vermischt werden können. Das heißt, staatliche Steuerung einerseits,  Marktsteuerung
andererseits haben nach diesem Verständnis - um mit Nikals Luhmann zu sprechen -
„autopoietische“ Eigenschaften. Deshalb lag es Clark damals fern, die Möglichkeit in Erwägung
zu ziehen, dass es zu einer Ökonomisierung oder Kommodifizierung der staatlichen
Handlungslogik selbst kommen könnte. 

Genau dies ist nun meine These, die in Tafel IV illustriert wird: Folgt man ihr, so bedeutet das
für die Hochschulen, dass ihnen der Staat in veränderter, ökonomisierter Gestalt gegenüber tritt.
Ohne selbst in direkten Kontakt mit dem marktwirtschaftlichen Geschehen kommen zu müssen,
werden die - nach wie vor staatlichen - Hochschulen in diesem Falle auf indirektem Wege der
marktwirtschaftlichen Logik von Kosten-Nutzen-Kalkülen unterzogen, auf dem Umweg über die
Ökonomisierung des Staatshandelns. Vermittelt wird diese neue Ökonomisierung der
Hochschulen freilich von Ministerialbeamten, nicht von Geschäftsleuten.

(Tafel IV)

Zur Erläuterung dieser Überlegung wähle ich das Beispiel der deutschen Hochschulen. Sie sind
bekanntlich seit Alters her staatliche - und vor allem: staatlich finanzierte - Einrichtungen,
weshalb sie ihren Ort auf dem „etatistischen“ Flügel des Clark'schen Dreiecks haben.
Andererseits verfügen sie aber auch über ein nicht unerhebliches Maß an Eigenständigkeit, vor
allem in Gestalt der traditionellen Hochschulselbstverwaltung sowie aller der Rechte und
Usancen, die sich aus dem Wissenschaftsfreiheitsprinzip des Grundgesetzartikels 5, Absatz 3
ergeben. Ihre Grenzen fand und findet diese Autonomie in der staatlichen Rechtsaufsicht, der
weitreichenden Fachaufsicht der Wissenschaftsministerien und insbesondere in der
kameralistischen Detailsteuerung, die sich aus der staatlichen Finanzhoheit ergibt. 
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Freilich ist “der” Staat als das Gegenüber der Hochschulen selbst keine unwandelbare Größe.
Man könnte geradezu sagen, dass er sich in seiner gewohnten bürokratisch-kameralistischen
“Haut” zunehmend unwohler zu fühlen beginnt, seitdem er im Zeichen globalisierten
Wettbewerbsdruckes, hoher Staatsverschuldung und neo-liberaler Denkzwänge zu immer
strengeren Kosten-Nutzen-Erwägungen gezwungen wird: In Gestalt von Verwaltungsreformen
im Zuge des „New Public Management“ und in Form von neuen Finanzierungs- und
Rechenschaftslegungsverfahren sickern betriebs- und finanzwirtschaftliche Effektivitätskriterien
in die staatlichen Wissenschaftsadministrationen ein, und von dort in den akademischen Kern
der Hochschulen selbst. Das alles führt mich zu der These, dass wir es heute weltweit  mit
einem Prozess der „indirekten Ökonomisierung“ des staatlichen Hochschulsektors zu tun haben.

Von Kritikern der derzeitigen Hochschulreformaktivitäten in Deutschland wird häufig die Gefahr
der zunehmenden „Ökonomisierung“ der deutschen Hochschulen angesprochen. Damit wird
aber meines Erachtens der entscheidende Punkt verfehlt. Denn in der Tat ist ja nicht zu
übersehen, dass rein marktwirtschaftliche Gesichtspunkte bei der Bestimmung der Aufgaben
der staatlichen Hochschulen in Deutschland bislang keine dominierende Rolle spielen, obwohl
es selbstverständlich gewisse direkte Wechselbeziehungen gibt. So spricht man zunehmend
von „Wissenstransfer“ zwischen Hochschulen und Wirtschaft, vom „Hochschulmarketing“ und
ähnlichem. Aber wenn man sich den Hochschulalltag einigermaßen unbefangen betrachtet, so
vollzieht er sich nach wie vor weitgehend marktfern: Im  Lehrangebot der Hochschulen und bei
den Studien- und Prüfungsordnungen überwiegen akademische - und gelegentlich
bürokratische - Gesichtspunkte. Auch der Großteil der Forschungsaktivitäten ist von
wissenschaftsimmanenten Relevanz- und Qualitätskriterien geleitet; eindeutig marktbezogene
Auftragsforschung ist - aufs ganze gesehen - eher die Ausnahme, vor allem in der
Grundlagenforschung und im gesamten Bereich der Kultur- und Geisteswissenschaften. Auch
eine enge Anbindung des Studienangebotes an - tatsächliche oder vermeintliche - Bedürfnisse
des Arbeitsmarktes findet sich an deutschen Hochschulen, besonders an deutschen
Universitäten, kaum. 

Mit anderen Worten: Nach wie vor sind die deutschen Hochschulen staatliche Hochschulen,
keine Marktakteure. Sie stellen ihre Leistungen - mit Ausnahme des medizinischen Bereiches -
weitgehend kostenlos zur Verfügung Im Augenblick spricht wenig dafür, dass sich das
grundlegend ändern könnte. Wenn wir es also dennoch mit einem Prozess der
„Ökonomisierung“ der deutschen Hochschulen zu tun haben, so kann es sich nur um eine
indirekte, staatlich vermittelte Ökonomisierung handeln.

Dagegen könnte man nun freilich einwenden, dass es doch gerade im Zug der neuen
Hochschulreformkampagnen liege, den staatlichen Hochschulen mehr Autonomie zu übertragen
und damit die staatlichen Einflussmöglichkeiten zurückzufahren - gleichgültig, ob diese nun
„ökonomisiert” sind oder nicht. Aber ein Blick in die in den letzten Jahren novellierten
Hochschulgesetze und die hochschulpolitische Praxis der deutschen Bundesländer zeigt, dass
das weitgehende staatliche Finanzierungsmonopol nach wie vor besteht, und dass auch bei der
Entwicklungsplanung der Hochschulen weiterhin erhebliche staatliche Steuerungs- und
Eingriffsmöglichkeiten gegeben sind und auch wahrgenommen werden. Im Zuge der
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fortschreitenden Ökonomisierung des von Staatsverschuldung, anwachsenden Staatsaufgaben
und stagnierenden Steuereinkünften gekennzeichneten politischen Raumes ist allerdings die
Tendenz zu beobachten, dass die Ziele und Schwerpunkte von Forschung und Lehre an den
Hochschulen sich immer mehr an dem ausrichten, was Regierungen, Ministerialverwaltungen
und Parlamente jeweils für „kostengerecht“ und „nützlich“ halten und zu finanzieren bereit sind.
Das bedeutet, dass die Hochschulen immer mehr in die Rolle geraten, die wirtschaftliche
Nützlichkeit ihres Tuns öffentlich und offensiv rechtfertigen zu müssen. Zur Zeit neigen sie dabei
oft dazu, Argumente zu verwenden, die wenig mit Wissenschaft, jedoch viel mit politscher
Opportunität zu tun haben. Politisch opportun aber sind vor allem solche Argumente, die auf die
Reduzierung von Kosten abzielen. Die neue Ökonomisierung des Staates führt auf diese Weise
zu einer „nachgeordneten Ökonomisierung“ der Hochschulen: Ging es diesen bisher primär um
den Wettbewerb der besten Ideen, so wird daraus jetzt immer mehr ein Wettbewerb um knappe
Mittel.

Daneben wird übrigens ein zweite, aus der Sicht von Marktwirtschaftlern wahrscheinlich
überraschende Form von Wettbewerb sichtbar - nämlich der föderalistische Wettbewerb zwischen
16 deutschen Bundesstaaten mit eigener Wissenschaftshoheit. Sie alle ergreifen Reformaktivitäten,
lassen Landeshochschulstrukturpläne erarbeiten, verabschieden Sparkonzepte oder schließen
„Hochschulpakte“, novellieren ihre Hochschulgesetze usw. Dabei versuchen sie alle, ihre
Hochschulen mit den neuen staatlichen Ökonomisierungserfordernissen in Einklang zu bringen.
Insofern kann man das föderalistisch strukturierte Deutschland geradezu als ein wettbewerblich
strukturiertes Experimentierfeld staatlicher Hochschulreform verstehen: Sechzehn
Wissenschaftsministerien (und das BMBF als siebzehnter im Bunde) schicken sich an, im
Wettbewerb miteinander die deutschen Hochschulen zu verändern. Das war wohl von niemanden
so gewollt, könnte sich aber als eine überraschende Stärke des deutschen Föderalismus erweisen.

Es mag zwar bedenklich stimmen, dass politische Bestrebungen in Richtung auf eine Stärkung des
„Wettbewerbsföderalismus“ in Deutschland vor allem in den reichen süddeutschen Bundesländern
Unterstützung finden und dabei in erster Linie auf eine Revision des Länderfinanzausgleiches zu
ihren Gunsten abzielen. Denn in der Tat begünstigt ja der ungeschützte wirtschaftliche Wettbewerb
zwischen Akteuren mit ungleicher Wirtschaftskraft jeweils die Stärksten. Wenn es aber in erster
Linie um einen Wettbewerb der Ideen geht, also: um die föderalistischen Konkurrenz zwischen
unterschiedlichen hochschulpolitischen Konzeptionen und Lösungsstrategien, dann sind die
Voraussetzungen für einen „echten“ Wettbewerb wahrscheinlich doch günstiger.

III.

Mit meiner Leitthese von der indirekten Ökonomisierung der deutschen Hochschulen bin ich
bereits an die Grenzen der Leistungsfähigkeit des Clark'schen hochschulpolitischen Dreiecks
gestoßen. Eine weitere Grenze seines Modells liegt darin, dass es zwar international
vergleichend angelegt ist, aber über kein eigenes Wahrnehmungsorgan für inter- oder
transnationale Zusammenhänge verfügt: Die Analyseeinheiten im Clark'schen Modell sind
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nationale Hochschulsysteme, die als separate Einheiten miteinander verglichen werden. Die
Vorstellung von einem internationalen (oder „globalen“) Hochschulsystem und den
Wechselbeziehungen zwischen nationaler und internationaler Ebene hat darin keinen Raum.
Ich will diese Überlegungen im folgenden anhand einer modelhaften Fortschreibung des
Clarkschen Dreiecks zu einem mehrdimensionalen  internationalen Kräftefeld etwas plastischer
illustrieren, um dann die Frage nach dem „Was tun?“ anschließen zu können.

Ich will dabei die abstrakte Vorstellung eines "Kräftefeldes" schrittweise realitätsnäher gestalten
und zeigen, wie sich aus dem von Clark inspirierten theoretischen Grundgedanken eine zwar
immer noch stark abstrahierende, aber doch sehr viel empirienähere Akteurskonstellation
herausdestillieren läßt. Sie soll als heuristischer Rahmen für die Analyse der derzeitigen
hochschulpolitischen Situation in Deutschland dienen

Zunächst möchte ich auf einen früheren, am HoF - Institut für Hochschulforschung Wittenberg
entstandenen Versuch zur Ergänzung des Clark'schen Modells von Peer Pasternack und
Barbara Kehm hinweisen, in dem vor allem die internationale Dimension ausdrücklich mit-
berücksichtigt wird:

(Tafel V)

Das in Tafel V abgebildete Sechseck lenkt die Aufmerksamkeit auf vernachlässigte Fragen,
zunächst auf die zunehmende Internationalität der Ökonomie - gerade auch der Bildungs- und
Wissenschaftsökonomie - und auf die Supranationalität politischer Entscheidungsprozesse;
und es weist auch darauf hin, dass mit der allmählichen Professionalisierung der
Hochschulsteuerung eine weitere, das Hochschulgeschehen bestimmende Größe auf den Plan
tritt. 

Verdeutlicht wird mit dem hochschulpolitischen Sechseck vor allem, dass es auch in einem so
stark etatistisch geprägten Hochschulsystem wie dem deutschen nicht mehr genügt, auf den
Einzelstaat als hauptsächlichen hochschulpolitischen Akteur abzuheben. Ich möchte die in dem
Schema von Kehm und Pasternack angedeutete Argumentationsrichtung jetzt weiterführen
und gezielt auf die Situation in Deutschland beziehen.

(Tafel VI)

Zunächst werden  in Tafel VI - in Anlehnung an das Clark‘sche Dreieck - die wichtigsten
ökonomischen Außeneinflüsse skizziert, denen die deutschen Hochschulen ausgesetzt sind.
Wichtig ist dabei vor allem der schon bei Kehm und Pasternack zu findende Hinweis, dass die
ökonomischen Zwänge, denen sich die Hochschulen ausgesetzt sehen, nicht nur von
nationalen und lokalen Marktgegebenheiten, sondern zunehmend von europäischen und
weltweiten Entwicklungen ausgehen. Des weiteren wird - mit dem Hinweis auf den Bund mit
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seiner hochschulpolitischen Rahmenkompetenz und die 16 Bundesländer mit ihrer jeweils
eigenen Hochschulpolitik - die komplexe, teilweise wettbewerbsgeleitete Struktur der
staatlichen Hochschulpolitik(en) in Deutschland angesprochen. Schließlich wird mit der
ausdrücklichen  Unterscheidung zwischen Universitäten und Fachhochschulen noch einmal
hervorgehoben, dass es so etwas wie „die“ Hochschule in Deutschland im Grund nicht gibt,
wenngleich den klassischen Volluniversitäten weiterhin eine Leitbildfunktion zukommt, wie
oben bereits dargelegt wurde. 

Die durchgezogenen Pfeile in Tafel VI sollen den Prozeß der Ökonomisierung des staatlichen
Handelns symbolisieren. Die gepunkteten Pfeile illustrieren meine These, dass direkten
Markteinflüssen im deutschen Hochschulsystem nur eine recht untergeordnete Bedeutung
zukommt, während im Vergleich dazu die Prozesse der indirekten Ökonomisierung gewichtiger
sind. Die grauen Pfeile zeigen die hauptsächlichen Finanzierungsströme an: Sie verdeutlichen,
dass die deutschen Hochschulen ganz überwiegend staatlich finanziert sind; über eine
Marktfinanzierung oder sonstige eigene Einnahmen verfügen sie kaum. Besonders auffällig ist
dabei das Fehlen von Studiengebühren als Finanzquelle der Hochschulen in Deutschland.
Käme es zur Zulassung von Studiengebühren in nennenswertem Umfang, würde das
voraussichtlich zu einer Intensivierung der direkten Marktbindung der deutschen Hochschulen
führen. Ob und in welchem Ausmaß die - vermutlich in absehbarer Zeit anstehende -
Einführung von Studiengebühren zu einem größeren „Kommodifizierungsschub“ in den
deutschen Hochschulen führen wird, dürfte in starkem Maße von dem zu wählenden
Studienfinanzierungs- und Gebührenmodell abhängen.

(Tafel VII)

Selbstverständlich ist das in Tafel VI wiedergegebene Schema immer noch  äußerst einfach.
Deshalb wird in Tafel VII versucht, ein heuristisches Modell zu entwickeln, das den komplexen
Einflusslinien und Kontextbedingungen, die auf die deutsche Hochschulen einwirken und die
bei Reformversuchen berücksichtigt werden müssen, zumindest etwas näher kommt. Dabei
wird bewusst in Kauf genommen, dass auch dieses schon recht kompliziert und verwirrend
wirkende Kräfte-Labyrinth immer noch ziemlich unterkomplex ist, wenn man es an den realen
Verhältnissen mißt. Aber es beansprucht zumindest, einige Hauptaspekte zu benennen und im
Zusammenhang zu sehen, auf die es in der Hochschulpolitik in Deutschland in der nächsten
Zeit ankommen dürfte. Die wichtigsten Elemente, die dem modifizierten und auf die heutige
deutsche Situation zugeschnittenen Clark'schen Modell in Tafel VII hinzugefügt worden sind,
werden im folgenden kurz vorgestellt:

- Zunächst werden mit der exemplarischen Erwähnung der World Trade Organisation (WTO),
der Organization of Economic Cooperation and Development (OECD) und der Europäischen
Gemeinschaft (EU) drei prominente überstaatliche Instanzen angesprochen, die - neben
einer Reihe hier nicht genannter weiterer Akteure - dafür sorgen, dass der globale Prozess
der Wirtschaftsliberalisierung für nationale und regionale Regierungen und Parlamente
selbst zu einem Politikum wird. 
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S Die unmittelbare Rückwirkung der überstaatlichen Politik auf die nationale
Hochschulsituation in Deutschland wird zum einen durch den Hinweis auf den „Bologna-
Prozeß“ verdeutlicht - also: die Initiative von mittlerweile mehr als 30 europäischen Staaten,
ihre Hochschulsysteme zu standardisieren und einen gemeinsamen „europäischen
Hochschulraum“ zu schaffen, der sich im weltweiten Wettbewerb als durchsetzungsfähig
erweisen soll. Zum anderen werden die politisch induzierten internationalen
Ökonomisierungszwänge durch die Erwähnung des „General Agreement on Trade in
Services“ (GATS) symbolisiert. Vom Ergebnis der nächsten Runde der Verhandlungen über
das GATS wird es unter anderem abhängen, in welchem Umfange Hochschulbildung auch
in Deutschland als normales Handelsgut freigegeben und für internationale Konkurrenz
geöffnet wird.

S Wendet man sich den deutschen Binnenverhältnissen zu, so trifft man im Hinblick auf die
Wissenschafts- und Hochschulpolitik zunächst auf ein kompliziertes Kompetenzengeflecht
zwischen Bund und Ländern, insbesondere auf die BLK und die KMK, vom
Bundesverfassungsgericht ganz zu schweigen, die gar nicht in Tafel VII aufgenommen
wurden. Zwischen Bund, Ländern und Hochschulen steht als wichtige Mediatisierungs- und
Steuerungsinstanz der nach einem komplizierten Proporzsystem zusammengesetzte
Wissenschaftsrat (WRat), dem eine wichtige teilautonome Rolle bei der Wissenschafts- und
Hochschulplanung, Begutachtung und Mittelvergabe zukommt.

S Für die Vergabe der staatlichen Forschungsmittel ist - neben den ministeriellen Fachressorts
- vor allem die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) zuständig, die hier exemplarisch
genannt ist. Die DFG ist grundsätzlich den Prinzipien akademischer Autonomie verpflichtet.
Als eingetragener Verein ist die DFG von ihren Geldgebern rechtlich unabhängig; ihre
Fachgutachter sind gewählte Repräsentanten der Wissenschaft. Über Förderschwerpunkte
können dennoch auch externe Prioritätensetzungen ihren Weg in die Forschungsförderung
und damit in die Hochschulen nehmen.

S Der Vollständigkeit halber muß des weiteren daran erinnert werden, dass öffentliche
Forschungsmittel ja nicht nur in die Hochschulen fließen, sondern auch in die Einrichtungen
der außeruniversitären Forschung, von denen hier die Institute der Max-Planck-Gesellschaft,
der Helmholtz- und der Leibniz-Gemeinschaft sowie (als wirtschaftsnächster
Forschungsverbund) die Einrichtungen Frauenhofer-Gesellschaft genannt werden. Komplexe
Bund-Länder-Kofinanzierungsmodelle sorgen zur Zeit noch dafür, dass eine einseitige
Abhängigkeit der wichtigsten außer-universitären Forschungseinrichtungen von einem
einzigen Geldgeber nicht besteht. Diese Sachlage könnte sich ändern, falls die gegenwärtig
diskutierte Entflechtung der staatlichen Forschungsförderung verwirklicht werden sollte. - Ein
Reihe von Stiftungen, die sich der Forschungs- und Graduiertenförderung mit teils staatlichen,
teils privaten Mitteln widmen, wären der Abrundung halber hier noch hinzuzufügen. 

S Hochschulpolitische Akteure mit deutlich größerer Wirtschaftsnähe sind der Bund der
Deutschen Industrie (BDI) und der Stifterverband der deutschen Wissenschaft, die wegen
ihrer deutlichen wissenschafts- und hochschulpolitischen Aktivitäten hier exemplarisch
aufgeführt werden. 

S Eine gewisse Wirtschaftnähe ist insbesondere auch dem Centrum für Hochschulforschung
Gütersloh (CHE) der Bertelsmann-Stiftung zuzuschreiben, das sich - im Auftrag der
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Hochschulrektorenkonferenz und in gutem Kontakt mit vielen staatlichen Stellen - als
Promotor und Berater einer Hochschulreform mit neo-liberalen Zügen profiliert.

S Mit Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Hochschulverband (HV) und Gewerkschaft
Wissenschaft und Erziehung (GEW) sind schließlich auch noch die wichtigsten
Interessenverbände genannt, die sich in Deutschland in der hochschulpolitischen Szene
bewegen.

Man sieht an diesem kursorischen Übersichtstableau, welche enormen Vereinfachungen
gemacht werden müssen, wenn man versuchen möchte, einen auch nur halbwegs
realitätsgerechten Überblick über die Interessen und Akteure zu gewinnen, die - allesamt von
außerhalb der Hochschulen - direkten oder indirekten Einfluss auf deren Entwicklung haben.
Über die hochdifferenzierten hochschulinternen Verhältnisse - die Studierenden, die
Fächerkulturen, die Hochschullehrer und Mitarbeiter u.v.a.m.  - ist dabei noch überhaupt nichts
gesagt.

Deshalb kann ich diesen Teil meines Textes nur mit einem Appell beschließen - einen Appell zur
Differenzierung und zum genauen Hinsehen. Läßt man das komplexe hochschulpolitische
Kräftefeld auf sich wirken, das ich hier nur in Andeutungen skizzieren konnte, so wird deutlich,
dass es einfache Rezepte für die Hochschulen nicht geben kann, um den Handlungsdruck
sinnvoll zu bewältigen, von dem eingangs die Rede war: Hohe Studierendenzahlen, chronische
Unterfinanzierung und unumgängliche Internationalisierung sind Aufgaben, die nur mit großem
Augenmaß gelöst werden können. Vor allem aber darf dabei die Ausgangslage nicht vergessen
werden, die traditionelle Plazierung der deutschen Hochschulen innerhalb des von mir
fortgeschriebenen Clark'schen Dreiecks, die lange als eine besondere Stärke galt und heute
zunehmend in die Kritik gerät.

IV.

Die Frage, „Was tun? - also: die Frage nach den möglichen Handlungsoptionen für die unter
Handlungsdruck stehenden deutschen Hochschulen - ist in dieser Situation eine bange Frage.

1. Eine erste Option könnte die Flucht nach vorne sein, also: der Versuch des Ausbruches aus
den Schranken staatlicher Finanzierung und Kontrolle, hinein in die Welt des Marktes und
des Wettbewerbs. Diese Option wird beispielsweise von dem oben erwähnten CHE mit
Konsequenz verfolgt. Sie steht bei allen vom Gedanken des Neo-Liberalismus und des New
Public Management geprägten Hochschulreforminitiativen Pate. Innerhalb der deutschen
Hochschulen selbst stößt sie allerdings auf verbreitete Skepsis.

2. Vor allem den alten Traditionsuniversitäten liegt deshalb zunächst eine entgegengesetzte,
eher konservativ-pragmatische Option näher: Die neuen Anforderungen werden als
unsachgemäße Zumutungen verstanden und möglichst ignoriert. Es wird daran erinnert,
dass man in der Vergangenheit schon mit vielen Widrigkeiten fertig geworden sei.
Reformbereitschaft wird zwar signalisiert, aber dennoch am Bewährten festgehalten und
auf bessere Zeiten gewartet. 
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Wenn allerdings das, was ich bisher ausgeführt habe, nicht völlig verfehlt ist und die von
mir genannten Handlungszwänge tatsächlich eine qualitativ neue Herausforderung für die
deutschen Hochschulen darstellen, dann sind die von Alters her eingeübten Ausweich-
und Stillhaltemanöver nicht mehr erfolgversprechend.

3. Ähnliches gilt für eine dritte Option, die  trotzige Protesthaltung, die kampfbereit auf
angestammten oder erkämpften Rechten beharrt und strukturelle Veränderungen
zurückweist.
Auch für sie gilt, dass die drei von mir oben benannten strukturellen Zwänge - die
chronische Unterfinanzierung, die unumgängliche Internationalisierung und die wachsende
Studienplatznachfrage - fast zwangsläufig zu einer allgemeinen Verarmung der
öffentlichen Hochschulen in Deutschland führen müssen, falls sie so weiter geführt
werden, wie bisher. 

4. Will man das angestammte öffentliche Hochschulsystem in Deutschland nun aber
dennoch, trotz qualitativ neuer Rahmenbedingungen und Handlungszwänge, in seinem
Kern  erhalten, weil es unseren Traditionen entspricht und Werte in sich birgt, die man
nicht missen möchte, so kann es also logischerweise nicht ohne deutliche Veränderungen
abgehen. Das wäre dann die vierte Option: Nur wer sich bewegt, kann in bewegten Zeiten
das erhalten, was ihm wertvoll ist. Dabei gibt es nach dem bisher Dargelegten vor allem
zwei mögliche Bewegungsrichtungen:

- Die eine Bewegungsrichtung ist die Suche nach zusätzlichen, die staatliche
Finanzierung ergänzenden Einkommensquellen für die öffentlichen Hochschulen. Das
ist die Bewegung in Richtung stärkerer Marktorientierung, die im  US-amerikanischen
Hochschulsystem schon seit langem praktiziert wird und in die auch die britischen
Hochschulen in den letzten 20 Jahren gegangen sind. Sie haben die Differenzierung
zwischen Universitäten und Fachhochschulen (Polytechnics) völlig aufgegeben,
zugunsten eines Wettbewerbsmodells, das einerseits staatliche Mittel aufgrund von
Leistungsindikatoren verteilt, andererseits zusätzliche private Finanzierungsquellen zu
erschließen sucht.
Ein zentraler Baustein bei jeder public-private Mischfinanzierung der Hochschulen sind
unweigerlich die Studiengebühren: Hier geht es insbesondere darum, ob sich bei der
Festsetzung der Gebührenhöhe eher sozialstaatliche, eher finanzpolitische  oder eher
marktwirtschaftliche Kriterien durchsetzen und wie das Problem des Ausgleiches von
sozialen Benachteiligungen gehandhabt wird, z.B. mit Hilfe von Stipendien,
Steuervergünstigen, Darlehen o.ä.
Jede öffentlich-private Mischfinanzierung bedeutet selbstverständlich auch eine
Aufteilung der Loyalitäten und Rechenschaftspflichten gegenüber öffentlichen und
privaten Geldgebern. Dass auch hier Balanceakte möglich sind, die der akademischen
Autonomie noch Spielraum lassen, zeigen die besten amerikanischen oder britischen
Universitäten. 
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S In Deutschland hat man sich bisher gegen die Eröffnung nennenswerter neuer
Finanzquellen für die Hochschulen, vor allem auch gegen Studiengebühren
entschieden. Solange das weiterhin so bleibt und der Ort der deutschen Hochschulen
innerhalb des Clark'schen Kräftedreiecks nicht signifikant verändert wird, besteht  m.
E. hier nur die Möglichkeit, sich in folgende Richtung zu bewegen: Man muss die
interne Differenzierung des deutschen Hochschulsystems im staatlichen Rahmen
vorantreiben - wobei immer zu berücksichtigen ist, dass dieser staatliche Rahmen ja
selbst der Ökonomisierung unterliegt. Wer sich in dieser Richtung bewegen will, muss
vor allem erkennen, dass die hohe Qualität von öffentlich finanzierten Universitäten nur
dann gesichert werden kann, wenn sie bereit sind, die Aufgabe der
berufsqualifizierenden und der allgemeinbildenden Massenausbildung an die
Fachhochschulen abzugeben und deren Fächerspektrum zu erweitern. Wollten die
Universitäten weiterhin alles und für alle anbieten, müßten sie alle verarmen und an
Qualität verlieren. Wenn umgekehrt die deutschen Fachhochschulen - im Zuge des
sog. “academic drift” - auch zu Universitäten werden sollten, müßte entweder die
allgemeine Verarmung noch eklatanter werden, oder der Wettbewerb um knappe Mittel
und die damit verbundenen Qualitäts- und Ausstattungsungleichheiten würde noch
größer.

Man sieht also, und das soll jetzt meine abschließende Überlegung sein: Wer davon ausgeht,
dass Hochschulbildung und -forschung ein öffentliches Gut sein soll, das auch  öffentlich zu
finanzieren ist, wie es in Deutschland seit langem der Brauch war, der muss eine klare interne
Funktionsdifferenzierung zwischen „research universities“ auf der einen Seite und primär
Lehraufgaben erfüllenden Fachhochschulen auf der anderen Seite anstreben. Und er muss
bereit sein, in den unvermeidlichen Prozess der Europäisierung von Forschung und Lehre die
spezifischen Stärken des deutschen Hochschulsystems einzubringen.

Eine dieser spezifischen Stärken der deutschen Hochschulen ist es aber, dass marktgläubige
Wettbewerbsphantasien nie ihr einziges Richtmaß waren. Dem Traum vom fortwährenden
Wettlauf um „Spitzenplätze“ und „Leistungseliten“, der die große Zahl derer vergißt, für die kein
Raum an der „Spitze“vorhanden ist, stellt die deutsche Hochschultradition nämlich die
Vorstellung an die Seite, dass eine möglichst große Zahl von Menschen durch ein
anspruchsvolles Studium auf eine hohe Qualitätsplattform geführt werden soll - eine Plattform,
die überall erreicht werden kann, wo ein (in Zukunft vielleicht „akkreditierter“) Studienabschluß
vergeben wird. 

Die Sicherung dieses Zieles im europäischen Kontext muß meines Erachtens die erste
Aufgabe der Hochschulreform in Deutschland sein. Sie wird der internationalen
Konkurrenzfähigkeit gewiß nicht abträglich sein.

Selbstverständlich muß dann, von dieser gesicherten Qualitätsplattform aus, auch ein Weg bis
in Spitzenhöhen der Forschung weiterführen - aber sicherlich nicht überall, sondern nur dort,
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wo entsprechende Forschungspotentiale vorhanden sind, also: an Universitäten mit
entsprechenden Leistungsschwerpunkten.


